
Thema 
 

 
 

 
 

Link zum Wahlprogramm >> 
www.bz-mg.de/wp-content/uploads/kommunalwahl-

2009/dateien/kommunalwahlprogramm-2009-b90-die-
grunen.pdf  

www.bz-mg.de/wp-content/uploads/kommunalwahl-
2009/dateien/kommunalwahlprogramm-2009-fdp-

monchengladbach.pdf  

www.bz-mg.de/wp-content/uploads/kommunalwahl-
2009/dateien/kommunalwahlprogramm-2009-spd-

monchengladbach.pdf  
 

www.bz-mg.de/wp-
content/uploads/kommunalwahl-

2009/dateien/kommunalwahlprogramm-
2009-die-linke-monchengladbach.pdf  

 

 

 

 

 
 
 
 
 

Kommunalwahlprogramme 2009 
 

„Ampel“-Koalition [+] 
 

Themenkomplex 03  
„Stadthaushalt & Bürgerfinanzen  

(Gebühren, …)“ 
 

- Gegenüberstellung der relevanten Aussagen - 

 
 

Stand: 15. August 2009 

 
 



Thema 
 

 
 

 
 

Link zum Wahlprogramm >> 
www.bz-mg.de/wp-content/uploads/kommunalwahl-

2009/dateien/kommunalwahlprogramm-2009-b90-die-
grunen.pdf  

www.bz-mg.de/wp-content/uploads/kommunalwahl-
2009/dateien/kommunalwahlprogramm-2009-fdp-

monchengladbach.pdf  

www.bz-mg.de/wp-content/uploads/kommunalwahl-
2009/dateien/kommunalwahlprogramm-2009-spd-

monchengladbach.pdf  
 

www.bz-mg.de/wp-
content/uploads/kommunalwahl-

2009/dateien/kommunalwahlprogramm-
2009-die-linke-monchengladbach.pdf  

 

 
Städtische Gebäude 

 

Die Stadt muss mit ihren 
eigenen Immobilien Vor-
bild sein, aber auch mit 
Beratung und Service-
angeboten den Sanie-
rungsstau im privaten 
Bereich zum Wohle von 
Umwelt und Beschäfti-
gung angehen. 

 Konsequente 
Verankerung von 
Energieeinsparung an 
städtischen Gebäuden 
in die Finanzplanung 
der Stadt. 
Bevorzugung 
klimafreundlicher 
Techniken bei der 
Sanierung von 
Gebäuden und 
vorbildlicher Einsatz 
von erneuerbaren 
Energien wie Solar- 
und Erdwärme in 
Verbindung mit 
Wärmepumpen sowie 
Photovoltaikanlagen 
bei Neubauten. 

     

Betriebskosten Große und kleine, sofort 
umsetzbare Maßnahmen 
zum Klimaschutz können 
dabei unmittelbar quali-
fizierte Beschäftigung 
und Arbeitsplätze in 
Mönchengladbach schaf-
fen und langfristig die 
(Verbrauchs-) Kosten 
senken. 

 Einsparung von Be-
triebskosten und 
Raumflächen öffentli-
cher Gebäude durch 
Investitionen (wie Re-
novierung, energeti-
sche Sanierung oder 
Neubau von Verwal-
tungsgebäuden ent-
sprechend vorherge-
hender Kalkulation); 
dies senkt nachhaltig 
die laufenden Be-
triebskosten. 

     

Privatisierung von Ver-
waltungsbereichen 

 

Für  Privatisierung städ-
tischer Unternehmen 
stehen wir nicht zur Ver-
fügung. 

       

Interkommunale Zu-
sammenarbeit 

Eine regional erfolgrei-
che Zusammenarbeit 
muss vertrauensvoll 
fortgesetzt, neue Koope-
rationen im Bereich der 
Abfallentsorgung, des 
Tourismus und des 
ÖPNV müssen aus- oder 
aufgebaut werden. Eine 
ruinöse Standortkonkur-
renz mit öffentlichen 
Mitteln lehnen wir ge-
nauso ab.  

Ebenso eine Politik, die 
gewinnträchtige Unter-
nehmen privatisiert und 
Zuschussgeschäfte in 
öffentlicher Hand be-
lässt. 

Im Rahmen der Überar-
beitung des Flächennut-
zungsplanes der Stadt 
Mönchengladbach, tre-
ten wir dafür ein, zu 
prüfen, inwieweit die 
Fläche des Verkehrslan-
deplatzes Mönchenglad-
bach als interkommuna-
les Gewerbegebiet 
(Mönchengladbach/ Kor-
schenbroich/Willich) 
umgenutzt werden kann. 

 Verstärkte Nutzung 
interkommunaler Zu-
sammenarbeit (zum 
Beispiel gemeinsame 
Leitstelle mit den Feu-
erwehren der Nach-
barkreise). 

     

Ausgliederung von 
„Pflichtaufgaben“ 

  Ausgliederung von so 
genannten Pflichtauf-
gaben in kommunale 
Gesellschaften um 
eine verbesserte be-
triebswirtschaftliche 
Steuerung zu ermögli-
chen (zum Beispiel bei 
Kindergärten). 

     

Privatisierung Bau-
Bereich 

Für Privatisierung städti-
scher Unternehmen ste-
hen wir nicht zur Verfü-
gung. 

 Überprüfung weiterer 
Möglichkeiten der Pri-
vatisierung im Bereich 
des Bau- und Liegen-
schaftsbetriebes der 
Stadt Mönchenglad-
bach. 

     

Wohnungsbaugesell-
schaften 

Kommunale Wohnungs-
unternehmen sind für 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN zur Versorgung der 
Bevölkerungskreise, die 
auf bezahlbare Wohnun-
gen mit gutem Standard 
angewiesen sind, unver-
zichtbar.  

 Fusion unserer städti-
schen Wohnungsbau-
gesellschaften. 

 Wir werden den öffent-
lichen Auftrag der 
kommunalen Woh-
nungsunternehmen 
Kreisbau und GWSG 
sichern. Die Versorgung 
der Bevölkerung mit 
preiswertem Wohnraum 
und die Stadtentwick-
lung sind  wichtige Auf-
gaben dieser Unter-
nehmen. Sie sind keine 
Dienstleistungsunter-
nehmen für private 
Baufirmen. 
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Fusion EWMG, WFMG, 
(MGMG) 

Durch die Gründung der 
Entwicklungsgesellschaft 
Mönchengladbach 
(EWMG) erreichte die 
Grund- und Bodenpolitik 
in Mönchengladbach ein 
Höchstmaß an Undurch-
sichtigkeit; sie findet 
unter Ausschluss der 
Öffentlichkeit nur noch 
im Hinterzimmer statt.  

Hinzu kommt, dass die 
EWMG keine Entwick-
lungsstrategie für Mön-
chengladbach eingeleitet 
und den Bürgerinnen 
und Bürgern die Ent-
wicklungspläne nicht 
kommuniziert hat. Des-
halb fordern BÜNDNIS 
90/ DIE GRÜNEN, dass 
die Entscheidungen über 
die konkreten städti-
schen Liegenschaften, 
die zur Zeit im Auftrag 
der Stadt durch die 
EWMG vermarktet wer-
den, zukünftig wieder 
vom Stadtrat getroffen 
werden. 

 Fusion der Entwick-
lungsgesellschaft Mön-
chengladbach (EWMG) 
mit der Wirtschaftsför-
derungsgesellschaft 
(WFMG) und der Mar-
keting Gesellschaft 
(MGMG). 

 Wir wollen die Effektivi-
tät der öffentlichen 
Unternehmen steigern, 
deshalb wollen wir eine 
Fusion von EWMG und 
WFMG. 

   

Einnahmenstabilisierung Wichtig sind die Ein-
nahmen an den städti-
schen Beteiligungen. 
Hieraus nahm die Stadt 
im Jahr 2007 noch fast 
15 Mio. Euro ein. Leider 
beschlossen CDU/FDP, 
die städtischen RWE-
Aktien zu veräußern. 
Fatal: Ohne die RWE-
Dividenden verringern 
sich die städtischen 
Einnahmen auf ge-
schätzte acht Mio. Euro. 

Die Jahrzehnte lange 
Ausbreitung sozialver-
sicherungsfreier Arbeits-
verhältnisse hat zu 
einem Rückgang dieser 
Einnahmen geführt, 
nicht zuletzt deshalb 
treten wir für die Ein-
führung eines gesetz-
lichen Mindestlohns ein. 

Wir treten für eine 
kommunale Finanzre-
form ein, mit der arme 
Kommunen wie Mön-
chengladbach ihre finan-
zielle Handlungsfähigkeit 
wieder zurückgewinnen 
und dauerhaft sichern 
können. Dazu müssen 
Bund und Land einen 
Altschuldenfonds anle-
gen, der unsere Stadt 
von Zins- und Tilgungs-
lasten vorübergehend 
befreit. 

   Wir wollen durch solide 
Finanzpolitik und die 
Stabilisierung kommu-
naler Einnahmen für die 
Stadt finanzielle Hand-
lungsspielräume zu-
rückzugewinnen. 

   

Ausgaben, Investitionen Viele Schulen, Sportplät-
ze, Bäder, Straßen oder 
städtische Immobilien 
befinden sich in einem 
schlimmen Zustand. 

Sicherlich bieten die 
zugesagten 32 Mio. Euro 
aus dem Konjunkturpa-
ket II die Gelegenheit, 
einige Sanierungsmaß-
nahmen kurzfristig 
durchzuführen, dennoch 
müssen wir in den 
nächsten Jahren auf der 
Basis solider Analysen 
die Sanierungsmaßnah-
men fortführen. Wir 
konzentrieren uns bei 
Investitionen auf Sanie-
rung und Substanzerhal-
tung 

   Wir wollen, dass Inves-
titionen nachhaltig ge-
tätigt werden. Konsum-
tive Aufwendungen 
müssen effizient und 
wirkungsorientiert er-
bracht werden und 
nicht nach machtpoliti-
scher Beliebigkeit. Des-
halb lehnen wir den 
Neubau eines Rathau-
ses ab und fordern den 
Verzicht überflüssiger 
Verkehrssysteme. 

   

Entscheidungen von 
Bund und Land  

Damit Mönchengladbach 
wieder in die Lage 
kommt, eigenständig zu 
haushalten, dürfen Bund 
und Land nicht länger 
ständig neue Kosten auf 
die kommunale Ebene 
verlagern.  

 

 

 

 

 

   Wir fordern die Rück-
nahme der kommunal-
feindlichen finanzpoliti-
schen Entscheidungen 
des Landes, wie z.B. die 
Wegnahme des kom-
munalen Anteils an der 
Grunderwerbssteuer 
und des Elternbeitrags-
defizitausgleichs bei 
den Kindertagesstätten 
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Wir treten für eine 
kommunale Finanzre-
form ein, mit der arme 
Kommunen wie Mön-
chengladbach ihre finan-
zielle Handlungsfähigkeit 
wieder zurückgewinnen 
und dauerhaft sichern 
können. Dazu muss das 
Land einen Altschulden-
fonds anlegen, der unse-
re Stadt von Zins- und 
Tilgungslasten vorüber-
gehend befreit. 

Gewinne städtischer Ge-
sellschaften 

Wichtig sind die Ein-
nahmen an den städti-
schen Beteiligungen. 
Hieraus nahm die Stadt 
im Jahr 2007 noch fast 
15 Mio. Euro ein. Leider 
beschlossen CDU/FDP, 
die städtischen RWE-
Aktien zu veräußern. 
Fatal: Ohne die RWE-
Dividenden verringern 
sich die städtischen Ein-
nahmen auf geschätzte 
acht Mio. Euro. 

   Wir fordern, dass die 
städtischen Gesell-
schaften und die Unter-
nehmen, an denen die 
Stadt beteiligt ist, ef-
fektiv und am Gemein-
wohl orientiert arbeiten. 
Dies gilt insbesondere 
für die EWMG. Es ist 
nicht hinnehmbar, dass 
Gewinne in Millionen-
höhe angehäuft wer-
den, während die Bür-
gerinnen und Bürger 
von Leistungsabbau, 
Gebühren- und Steuer-
erhöhungen bedroht 
sind. 

   

Kommunales  
Wirtschaften 

       Kommunale Politik 
muss Zeichen setzen, 
damit in dieser Stadt 
Menschen, die in 
materielle, soziale 
und/oder berufliche 
Bedrängnis geraten 
sind, nicht 
ausgegrenzt, sondern 
integriert werden.  

Haushaltspolitik Wir sind bereit, an der 
Lösung der schwersten 
haushaltspolitischen 
Krise Mönchengladbachs 
seit 1945 mitzuwirken. 
Angesichts der größten 
internationalen Finanz-
krise seit Jahrzehnten ist 
dabei die Verbesserung 
der Stadtfinanzen und 
eine nachhaltige Haus-
haltspolitik Richtschnur 
für die Beteiligung von 
BÜNDNIS 90/ DIE GRÜ-
NEN an politischen 
Haushaltsbündnissen 
und Koalitionen. 

Weitere GRÜNE Vorha-
ben für die nächsten fünf 
Jahre:  

• Kommunalisierung der 
Abfallentsorgung 

• Soziale und ökologi-
sche Prioritätenset-
zung in der Haus-
haltspolitik 

• Stärkung der Wettbe-
werbsfähigkeit Mön-
chengladbachs durch 
eine gerechte, trans-
parente und verlässli-
che Steuer- und Ab-
gabenpolitik 

Einstieg in den „Bürger-
haushalt“ im Bereich der 
Bezirke und des Rates 
durch aktive Beteiligung 
der Bürgerinnen und 
Bürger an der Haus-
haltsgestaltung sowie 
mehr Transparenz im 
„Neuen Kommunalen 
Finanzmanagement“ 
(NKF). 

      Kommunale 
Haushaltspolitik muss 
Prioritäten im 
sozialen, schulischen 
und pädagogischen 
Bereich setzen.  

Kongresswesen   Ausschöpfung der Po-
tenziale für das Kon-
gresswesen in Mön-
chengladbach.  

     

Re-Kommunalisierung 
der Versorgungsbetrie-
be; GEM 

Bündnis 90/Die Grünen 
fordern die Senkung der 
Müllgebühren und Erhö-
hung der Transparenz 
durch Re-Kommunalisie-
rung der Abfallwirt-
schaft. Hierdurch verrin-
gern sich umsatzsteuer-
pflichtige Bestandteile 
(19%) der Abfallgebüh-
ren, außerdem entfiele 
die bisherige Gewinnab-
führung an die GEM. 

 Neuordnung der Mehr-
heitsverhältnisse bei 
der GEM (Gesellschaft 
für Wertstofferfassung, 
Wertstoffverwertung 
und Entsorgung Mön-
chengladbach mbH). 

 Deshalb werden wir die 
Re-Kommunalisierung 
der Abfallwirtschaft 
prüfen.  

  Alle Versorgungsbe-
triebe (Gas, Wasser 
Strom) kommunali-
sieren, Existenzielle 
Grundversorgung von 
Profitinteressen ab-
koppeln.  
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Bereits seit acht Jahren 
wurde die Preiskalkulati-
on der GEM seitens der 
Stadt nicht mehr ge-
prüft. Verträge der GEM 
mit Dritten sind zudem 
für die städtischen Gre-
mien nicht einsehbar. 
Hier muss zwingend 
Transparenz her. 

Privatisierung Abfallwirt-
schaft 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN fordern deshalb die 
Senkung der Müllgebüh-
ren und Erhöhung der 
Transparenz durch Re-
Kommunalisierung der 
Abfallwirtschaft. Hier-
durch verringern sich 
umsatzsteuerpflichtige 
Bestandteile (19%) der 
Abfallgebühren, außer-
dem entfiele die bisheri-
ge Gewinnabführung an 
die GEM.  

Bereits seit acht Jahren 
wurde die Preiskalkulati-
on der GEM seitens der 
Stadt nicht mehr ge-
prüft. Verträge der GEM 
mit Dritten sind zudem 
für die städtischen Gre-
mien nicht einsehbar. 
Hier muss zwingend 
Transparenz her. 

 Vollständige Privatisie-
rung und Neuaus-
schreibung der Abfall-
wirtschaft / Müllent-
sorgung in Mönchen-
gladbach. 

     

Städtische Gebühren 

 

Die Mehrheitsparteien 
von CDU und FDP in 
Mönchengladbach haben 
schon viel zu lange mit 
einer Politik zwischen 
Mittelmäßigkeit und 
Größenwahn das Profil 
und die Lebensqualität 
unserer Stadt geprägt. 
Das lässt sich zum Bei-
spiel an den viel zu ho-
hen Gebühren erkennen.  

   Wir wollen alle Möglich-
keiten zur Gebühren-
senkung, z.B. im Ab-
fallbereich, ausschöp-
fen.  

   

Sparkasse Einer Privatisierung oder 
dem Verkauf der Stadt-
sparkasse Mönchenglad-
bach werden BÜNDNIS 
90/DIEGRÜNEN keine 
Zustimmung geben.  

   Wir bekennen uns zu 
den Strukturen unserer 
Sparkasse. Pläne, die 
Sparkassen für privates 
Kapital zu öffnen, sind 
mit dem öffentlichen 
Auftrag nicht zu verein-
baren und werden von 
uns abgelehnt. 

   

Wasserentsorgung;  
Abwasser 

 

Durch Anreize in einer 
neuen Gebührensatzung 
wollen wir die Regen-
wassernutzung voran-
treiben. 

   Wir werden den Bereich 
der städtischen Was-
serentsorgung überprü-
fen und in seiner Leis-
tungsfähigkeit verbes-
sern. 

   

 


